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ten Markt in diesem Bereich, den USA, haben wir eine
Finanzierungsliicke von 60 Milliarden Euro. Es ist allen
vollig klar, dass wir diese Liicke natiirlich nicht durch
staatliche Forderprogramme schlieen konnen, sondern
dass es darum gehen muss, das Kapital der Industrie und
des Mittelstandes zu heben.

Das ERP-Sondervermégen, das Sondervermdgen aus
dem European Recovery Program, dessen Wirtschafts-
plangesetz fiir 2018 wir heute beraten, tut genau das: Es
fordert Unternehmen in dem volkswirtschaftlich wichti-
gen und bedeutsamen Bereich der Griindungen und der
Innovationen und ist somit ein wichtiges Element fiir die
Schaffung und den Erhalt von Arbeitsplédtzen und unserer
internationalen Wettbewerbsfahigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Im Wirtschaftsplan 2018 sind 790 Millionen Euro dafiir
vorgesehen. Damit erhalten insbesondere mittelsténdi-
sche Unternehmen, Existenzgriinder und freie Berufe
eine zinsgiinstige Finanzierung iiber die KfW in einem
Volumen von ungefahr 6,8 Milliarden Euro.

Neu ist in diesem Jahr, dass eine KfW-Tochtergesell-
schaft mit dem besonderen Ziel gegriindet werden soll,
Venture-Capital und Venture-Debts zur Verfiigung zu
stellen, um mit dieser direkten Kapitalbeteiligung Exis-
tenzgriindern zu helfen.

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Es geht hier also um die Finanzierung von Griindungs-
und Wachstumsphasen dieser jungen Unternehmen.
Mit den 120 Millionen Euro, die wir in 2018 dafiir zur
Verfiigung stellen, erwarten wir dank eines Hebels von
fiinf ungefdahr 600 Millionen Euro fiir den Venture-Ca-
pital-Markt. Von der Zeitplanung her sehen wir vor, dass
dieses Tochterunternehmen der KfW im ersten Quartal
gegriindet wird und dann im dritten Quartal, weil es lei-
der noch den einen oder anderen Abstimmungsbedarf,
auch mit der Europédischen Union, gibt, seine Geschéfts-
tatigkeit aufnimmt.

Bei all dem Positiven muss uns aber auch klar sein,
dass wir allein dadurch die Finanzierungsliicke nicht
schlielen konnen, sondern weiterdenken miissen.

In Deutschland und in Europa ist es Kapitalsammel-
stellen, Versicherungen oder Pensionsfonds untersagt, im
Bereich des Wagniskapitals zu investieren. Wir konnen
jetzt natiirlich anfangen, den européischen Rechtsrahmen
dafiir zu verdndern. Das dauert aber sehr lange und ist
natiirlich politisch sehr schwierig. Deswegen haben wir
in unserem Koalitionsvertrag einen anderen Weg vorge-
sehen, und zwar mit einem Dachfonds, der die Gewinne,
aber auch die Verluste an dieser Stelle kappt, um es so
auch Versicherungen und Pensionsfonds zu ermdglichen,
in diesen Digitalfonds zu investieren. Wenn wir einmal
zu unserem nordlichen Nachbarn Déanemark schauen,
dann sehen wir, dass sich das Okosystem der Start-ups
dort massiv verbessert hat.

Meine Damen und Herren, festzuhalten ist also, dass
wir in Deutschland mehr tun kénnen und miissen, um
vielversprechenden Griindern und jungen Unternehmen
im Wachstum finanziellen Spielraum zu ermdglichen;

denn so sichern wir unsere Wirtschaftskraft und unsere
Arbeitspldtze in der globalen Welt und erwirtschaften wir
das Geld, das wir fiir unseren Sozialstaat benétigen. Es
ist der Mittelstand von morgen, den es hier zu fordern
gilt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Herr Kollege Mohrs. — Néchste Red-
nerin in der Debatte: Astrid Groteliischen fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Astrid Groteliischen (CDU/CSU):

Meine sehr geehrte Frau Prasidentin! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Zuhorer! Ich mdchte meine
Rede mit einem Zitat des Mannes eroffnen, der mit sei-
ner politischen Weitsicht nicht nur zum Wiedererstarken
der deutschen und der europdischen Wirtschaft nach dem
Zweiten Weltkrieg beigetragen hat, sondern auch heute
noch einen erheblichen Beitrag zur Foérderung des deut-
schen Mittelstandes leistet. Der Politiker und General
George C. Marshall soll einmal gesagt haben: ,,Kleine
Taten, die man ausfiihrt, sind besser als grofle, die man
plant.*

Mit dem heute zu beschlieBenden ERP-Wirtschafts-
plangesetz wollen wir es nicht bei Planungen belassen,
sondern wir wollen deutschlandweit Impulse setzen: fiir
Investitionen, fiir Modernisierung, fiir das Wachstum
mittelstdndischer Unternehmen, wie es als Ziel im Ge-
setz kurz und priagnant dargestellt wird. Wir fokussieren
uns auf die Férderung der mittelstdndischen deutschen
Wirtschaft.

Fiir diejenigen, die sich zum ersten Mal mit der The-
matik auseinandersetzen oder auch fiir die Zuhdrer auf
den Réngen mag sich unser heutiger Tagesordnungs-
punkt vielleicht etwas abstrakt geben. Ich muss zugeben:
Anfangs ist es mir dhnlich gegangen. Aber ich finde, je
langer man sich mit dieser Thematik beschiftigt, desto
schneller wird einem klar, welch einzigartiges und auch
vom finanziellen Volumen her interessantes Forderinstru-
mentarium wir hier in den Hénden halten.

Dabei, meine Damen und Herren, kann die KfW auf
eine mittlerweile 70-jahrige erfolgreiche Geschichte von
gezieltem Wiederaufbau, der 1948 mit Mitteln des be-
rihmten Marshallplanes begann, zuriickblicken. Heute
sind die Kredite, die Zuschiisse oder auch die Beteili-
gungs- und Risikofinanzierungen nach wie vor ein wich-
tiges und auch ein gutes Instrument, das wir iiber die
KfW in den Hénden halten, um vor allen Dingen kleinere
und mittlere Unternehmen zu unterstiitzen. Ich versiche-
re Thnen: Die Stirkung unserer mittelstdndischen Wirt-
schaft ist und bleibt ein Kernanliegen der Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine verehrten Damen und Herren, ich denke, es ist
in diesem Plenum unstrittig: Nur mit gesunden Firmen,

©

D)


groteluasma06
Hervorheben
Astrid Grotelüschen 


(A)

(B)

1124

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode — 14. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 22. Februar 2018

Astrid Groteliischen

die mit Kreativitdt, mit guten Mitarbeitern, Produkten
und Dienstleistungen made in Germany ihre Firma, den
Handwerksbetrieb oder auch eine andere Tétigkeit in ei-
nem freien Beruf gestalten, konnen wir diese Kennziffern,
die wir laut dem aktuellen Wirtschaftsplan aufzeigen,
halten. Nur mit diesem unternehmerischen Engagement
ist es moglich, dass Deutschland seine Spitzenposition in
Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung — wir werden
ja derzeit nur noch von den USA, China und Japan iiber-
troffen — behélt und ausbaut.

Dabei, liebe Kollegen, bedarf es eines guten Zusam-
menspiels. Wir als Politiker sind natiirlich gefordert,
verldssliche und unbiirokratische Rahmenbedingungen
zu schaffen, auf Verdnderungen zu reagieren, aktiv fiir
Weiterentwicklungen zu sorgen und neue Akzente zu set-
zen. Ein Beispiel fiir das Setzen von neuen Akzenten war
zum Beispiel der Antritt im Jahre 2007, bei dem mit der
Neuordnung des ERP-Wirtschaftsforderungsgesetzes die
Grundlage fiir eine erweiterte Griinder- und Forderstruk-
tur, ndmlich ein Stlick weit weg von dieser klassischen
Programmforderung hin zu mehr Beteiligungsfinanzie-
rung, geschaffen wurde.

Verehrte Kollegen, ich weifl auch, einzelne Haus-
haltsansédtze im Gesetz und auch der uns vorliegende
Bericht der Bundesregierung iiber die Inanspruchnah-
me der Fordermittel zeigen auf, dass die Potenziale der
Wirtschaftsforderung durch die KfW-Bank in den letzten
Jahren nicht voll ausgeschopft wurden. Das ist sicherlich
im Zusammenhang mit der schon langanhaltenden Nie-
drigzinsphase zu sehen. Es liegt also aus meiner Sicht an
uns, nachzusteuern und auch die Investitionsforderung
an die Bedarfe der Unternehmen und an sich verdndern-
de Wirtschaftsrahmendaten anzupassen. Dariiber haben
wir in der letzten Legislatur diskutiert, und das Ergebnis
ist, dass sich die KfW auf Optimierung und Verdnderung
konzentrieren wird. Sie wird erstens fiir eine qualitative
Verbesserung sorgen, also die bessere Ausnutzung von
schon bestehenden Investitionskapazitidten. Zweitens
geht es darum, quantitative Verbesserungen zu generie-
ren.

Zusammengefasst kann man sagen: Es gilt, das Gute
zu bewahren und zu verstetigen sowie Neues zu wagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher — das hebt auch der aktuelle Jahreswirtschaftsbe-
richt des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie
hervor —haben wir Ende Marz vergangenen Jahres hier in
diesem Plenum mit fraktionsiibergreifender Zustimmung
zum Anpassungsvertrag iiber die ERP-Forderriicklage
den Weg fiir eine ,,Intensivierung des KfW-Engagements
im Bereich Wagniskapital- und Beteiligungsfinanzie-
rung® freigemacht.

Mit Blick auf die rund 781 Millionen Euro, die in
diesem Jahr laut Plan aus dem Sondervermogen fiir die
Forderung der gewerblichen Wirtschaft bereitgestellt
werden, bedeutet das, dass wir unsere Anstrengungen —
mein Vorredner hat es schon erwihnt — besonders im Be-
reich Wagniskapital- und Beteiligungsfinanzierung ver-
stirken werden. Hierzu haben wir konkret die Griindung
der KfW-Beteiligungstochter beschlossen — ich brauche
das nicht zu wiederholen, Herr Kollege Mohrs —, die bis

2020 mit 200 Millionen Euro Investitionsvolumen ent-
sprechend agieren soll. Wir hoffen, damit bestehende
Kapitalangebotsliicken von geschétzt derzeit 500 Milli-
onen bis 600 Millionen Euro jahrlich zu schliefen und
damit — und ich denke, das ist das Entscheidende — den
Weg zum Autholen in Richtung agilerer Mérkte, wie sie
in den USA und in Israel zu finden sind, zu ebnen. Ich fin-
de, das ist ein starkes Signal, meine Damen und Herren.

Mit der Arbeit im Unterausschuss Regionale Wirt-
schaftspolitik und ERP-Wirtschaftsplane haben wir ge-
nau diese Entwicklung ganz eng begleitet. Ich wiinsche
mir, dass wir das auch in diesem Rahmen hoffentlich
weiter tun werden. Dabei muss unser Anspruch sein, dass
wir, ohne privaten Akteuren Konkurrenz zu machen —
abgesehen davon, dass die KfW als staatliche Bank das
auch gar nicht leisten konnte —, weitere Hiirden fiir Griin-
dungs- und Wachstumsfinanzierungen abbauen.

Bei diesem Engagement, meine Damen und Herren,
geht es aber nicht nur darum, Unternehmen in der Pha-
se der Konsolidierung und auch der Markterweiterung
die Moglichkeit zu geben, das notwendige Kapital fiir
Investitionen in Technologie, Vertriebswege und Markt-
erschlieBung zu akquirieren, sondern es gilt gleichzeitig
auch, einem Trend entgegenzusteuern. Und diesen Trend
mochte ich zum Schluss meiner Rede ansprechen. Denn
wihrend wir von Beschéftigungsrekord zu Beschifti-
gungsrekord eilen und mehr und mehr Menschen gute
Arbeit und ein sicheres Einkommen haben, zeichnet sich
ab, dass die Bereitschaft, die relative Sicherheit einer
Anstellung zugunsten einer risikoreicheren Selbststan-
digkeit aufzugeben, um eine eigene Geschéftsidee zu
realisieren, im Allgemeinen sinkt. Das ist auch nachvoll-
ziehbar.

Ein Blick auf die Zahlen des KfW-Griindungsmoni-
tors zeigt, dass die Griindungsquote in Deutschland seit
2002 stark gefallen ist. Die gute Nachricht dabei ist: Der
Anteil der sogenannten Chancengriinder, also der Men-
schen, die explizite Geschéftsideen umsetzen und damit
tiberdurchschnittlich hdufig Marktneuheiten entwickeln,
stellt mit 310 000 von derzeit 672 000 Griindungen die
groBte Gruppe dar. Hier gilt es eben, entsprechende Ak-
zente zu setzen und KfW-Anreize fiir den Gang in die
Selbststindigkeit zu setzen.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Frau Kollegin.

Astrid Groteliischen (CDU/CSU):

Ich komme zum Schluss meiner Rede auf den Ur-
sprungsgedanken von George Marshall zuriick: Planen
ist gut, Machen ist besser. In diesem Sinne: Lassen Sie
uns das gemeinsam anpacken, auch gerne in gemeinsa-
mer Arbeit in einem Unterausschuss. Vor allen Dingen
bringen wir heute erst einmal das Gesetz auf den Weg.

Ich bedanke mich bei Thnen ganz herzlich fiir Thre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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